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Der Bundesarbeitskreis Gerechter Frieden in Nahost der Partei
DIE LINKE verurteilt den Plan der israelischen

Koalitionsvereinbarung zur Annexion weiter Teile des
besetzten palästinensischen Westjordanlands

___________________________________________________________

11, Mai 2020

Am 20. April unterzeichneten Benjamin Netanjahu und Benjamin Gantz ihre Vereinbarung über eine
„nationale Notstandsregierung“. Das Bündnis sichert nicht nur Netanjahu, der wegen Korruption in 
drei Fällen angeklagt ist, Immunität für viele Jahre. Geplant ist vor allem die Annexion von allen 128 
Siedlungen im Westjordanland und der „Kornkammer Palästinas“, dem Jordantal, womit ein Drittel 
der Westbank dem israelischen Staat zugeschlagen würde. Als einzige Vorbedingung für das 
Vorhaben, das ab dem 1. Juli umgesetzt werden soll, nennt der Koalitionsvertrag die Zustimmung 
der US-Administration, die das US-Außenministerium am 25. April prompt gegeben hat. Mit anderen
Regierungen soll zwar in Dialog getreten werden, deren Protest wird aber genauso ignoriert werden,
wie dies in der Vergangenheit der Fall war. Von Gesprächen mit den Palästinensern ist keine Rede.

Die Annexion besetzten Landes ist illegal und es ist kein Geheimnis, dass die große Mehrheit der in 
der israelischen Knesset vertretenen Parteien  als Ziel die Annexion palästinensischen Landes 
verfolgt. Eine große parlamentarische Mehrheit in der Knesset gilt als sicher. Die Trump-
Administration hat Ostjerusalem genau wie die syrischen Golanhöhen als Teil Israels anerkannt und
die Völkerrechtswidrigkeit des israelischen Siedlungsprojekts bestritten. Mit ihrem „Nahost-Plan“ hat
sie die Blaupause für Annexions-Vorhaben geliefert und das über Jahrzehnte auch von US-
Regierungen offiziell vertretene Ziel eines palästinensischen Staates ad acta gelegt. Rest-Palästina 
soll nicht nur ohne Ostjerusalem als Hauptstadt auskommen, es soll auch keine Souveränität über 
die eigenen Grenzen sowie über Verbindungs- und Zugangsstraßen haben und nicht dazu befähigt 
werden, sich gegen israelische Übergriffe zu verteidigen: kein Staat, sondern ein neuer Typ von 
Kolonie.

Die internationale Gemeinschaft und insbesondere die Bundesregierung haben die Zerstörungen 
und Vertreibungen der letzten Jahrzehnte sowie den vor allen Augen vollzogenen Raub 
palästinensischen Landes durch den Siedlungs- und Mauerbau durch ihr Schweigen geradezu 
gefördert. Ihre „Besorgnis“ hat bei den israelischen Regierungen keinerlei Eindruck hinterlassen. 
Auch die Warnung der europäischen Regierungen vom letzten September, jede Annexion von 
Teilen der Westbank sei „ein ernster Bruch internationalen Rechts“, ist ohne jede Wirkung verpufft. 
Die Anerkennung Palästinas wird von der Bundesregierung bis heute verweigert, obwohl inzwischen
138 Staaten Palästina, das über alle erforderlichen Merkmale eines Staates verfügt, anerkannt 
haben. Sie versuchte sogar, die Untersuchung und Anklage von israelischen Kriegsverbrechen und 
Menschenrechtsverstößen in den besetzten palästinensischen Gebieten vor dem Internationalen 
Strafgerichtshof in Den Haag zu verhindern. Nun aber hat die Generalanklägerin Fatou Bensouda 
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die Rechtsprechungskompetenz des Gerichts über Palästina anerkannt, sodass die Palästinenser 
auch gegen die Annexion die internationalen Gerichte anrufen können.

Das Zeitfenster ist klein. Die neue israelische Regierungskoalition will die Annexionspläne unbedingt 
vor den US-amerikanischen Präsidentschaftswahlen im November umsetzen. Der ohnehin schon tote
Osloer Friedensprozess wäre damit auch juristisch beendet. Will sich die Bundesregierung ein letztes 
Fünkchen Glaubwürdigkeit in ihrer Nahostpolitik zurückerobern, darf sie nicht tatenlos zusehen, wie 
die von ihr seit Jahrzehnten vertretene Zweistaatenlösung endgültig beerdigt wird. Wir als 
Bundesarbeitskreis Gerechter Frieden in Nahost der Partei DIE LINKE sind der Überzeugung, dass 
die Bundesregierung in der Pflicht steht, die international verbrieften Rechte der Palästinenser, wie 
sie in zahlreichen UN-Resolutionen niedergelegt sind, endlich wirksam zu verteidigen.

Die Bundesregierung kann nicht Russland für den Anschluss der Krim mit Sanktionen belegen, Israel 
aber gewähren lassen. Eine Annexion besetzten palästinensischen Landes wäre nicht nur ein 
eklatanter Bruch des Völkerrechts, sondern auch der Startschuss für noch intensivere Vertreibungen, 
für eine neue palästinensische Nakba. Wer sich in Nibelungentreue übt, anstatt laut nein zu sagen 
und dann auch Konsequenzen zu ziehen, ist Mittäter.

Deutliche Kritik kommt aus Israel selbst. „Eine Annexion würde einen tödlichen Schlag für eine 
Friedensmöglichkeit und die Schaffung eines Apartheid-Staats bedeuten“, erklären 56 ehemalige 
Knesset-Abgeordnete, unter ihnen frühere Minister. Ähnliches ist auch in einem Schreiben von 300 
ehemaligen israelischen Offizieren, Generälen und Mossad-Chefs zu lesen.

127 ehemalige und aktuelle britische Parlamentarier aus allen Parteien, darunter ehemalige Minister
und Diplomaten, haben den britischen Premier in einem Brief aufgefordert, eine Führungsrolle bei der
Aufrechterhaltung internationalen Rechts einzunehmen. Boris Johnson müsse deutlich machen, dass
Annexionen  nach  internationalem  Recht  illegal  seien  und  „ernste  Konsequenzen,  inklusive
Sanktionen“ nach sich zögen. Wir fordern die Bundesregierung auf, ebenfalls mit  Konsequenzen zu
drohen.  Sie sollte   sich für die Aussetzung des EU-Israel-Assoziierungsabkommens einsetzen, bis
Israel die Einhaltung der Menschenrechte und des Völkerrechts garantiert, wie es in Artikel Zwei des
Abkommens gefordert wird. Ebenso sollte Deutschland auch einen Stopp von Waffenlieferungen und
ein  Aussetzen  der  militärischen  Kooperation  androhen.  Darüber  hinaus  fordern  wir  die
Bundesregierung auf, jetzt endlich den Staat Palästina anzuerkennen. Die Zeit der Worte ist vorbei,
die  Bundesregierung  hat  sich  zu  lange  zum  Komplizen  einer  offen  völkerrechtswidrigen  Politik
gemacht. Nicht Annexion sondern Rückzug aus allen besetzten Gebieten ist das Gebot der Stunde.

Der  „Bundesarbeitskreis  Gerechter  Frieden  in  Nahost“  ist  bei  der  „Bundesarbeitsgemeinschaft
Frieden  und  Internationale  Politik“  angesiedelt.  Er  hat  sich  im  Januar  2011  bundesweit  aus
Mitgliedern der LINKEN sowie Sympathisant*innen formiert.
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